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Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Nach Artikel 106 Abs. 3 des Gruniigesetzes weriien die Anteile 
von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer durch Bundesgesetz, 
das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, festgesetzt. Im 
Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 
vom 28. August 1969 (BGBL I S. 1432) wurde die Aufteilung des 
Umsatzsteueraufkommens zwischen dem Bund (70 vom Hun- 
dert) und den Ländern (30 vom Hundert) zeitlich auf die Jahre 
1970 und 1971 begrenzt. Für die Zeit ab 1. Januar 1972 fordern 
die Länder einen höheren Anteil am Umsatzsteueraufkommen. 


B. Lösung 

Die Regierungschefs des Bundes und der Länder haben sich am 
28. Januar 1972 auf ein neues Beteiligungsverhältnis, befristet 
auf die Jahre 1972 und 1973, geeinigt. Danach sollen in diesen 
beiden Jahren dem Bund 65 vom Hundert und den Ländern 
35 vom Hundert des Umsatzsteueraufkommens zustehen. Da- 
neben sollen den finanzschwachen Ländern Bayern, Nieder- 
sachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein zur 
zusätzlichen Verstärkung ihrer Finanzkraft Ergänzungszuwei- 
sungen des Bundes in Höhe von zusammen jährlich 550 Mil- 
lionen DM für 1972 und 1973 gewährt werden. Dem Vorschlag 
des Bundesrates folgend werden die Ergänzungszuweisungen 
wie folgt verteilt: 


Bayern 

120 

000 

000 

DM 

Niedersachsen 

203 

000 

000 

DM 

Rheinland-Pfalz 

113 

000 

000 

DM 

Saarland 

32 

000 

000 

DM 

Schleswig-Holstein 

82 

000 

000 

DM. 


Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Gegenüber dem bisherigen Beteiligungsverhältnis an der Um- 
satzsteuer entstehen dem Bund auf der Einnahme- und Ausgabe- 
seite folgende Mehrbelastungen: 

Haushaltsjahr 1972: 2 810 Millionen DM 

Haushaltsjahr 1973: 2 930 Millionen DM. 

Diesen Mehrbelastungen des Bundes stehen Mehreinnahmen 
der Länder in gleicher Höhe gegenüber. 
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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 

— Drucksachen Vl/3295, zu Vl/3295 — 


A. Bericht des Abgeordneten Porzner 


Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/3295 — wurde 
in der 181. Sitzung des Deutschen Bundestages am 

14. April 1972 an den Finanzausschuß federführend 
sowie an den Haushaltsausschuß zur Mitberatung 
und gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwiesen. 
Der mitberatende Haushaltsausschuß wird über die 
Vorlage am 21. Juni 1972 beraten; danach erfolgt 
die Berichterstattung vorbehaltlich der Stellung- 
nahme des mitberatenden Haushaltsausschusses. 
Sollte dieser eine abweichende Stellungnahme vor- 
legen, wird diese mit der Entscheidung des feder- 
führenden Ausschusses nachgereicht. Der Finanz- 
ausschuß hat über die Vorlage am 8. Juni und am 

15. Juni 1972 beraten. 

Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern folgt 
der am 28. Januar 1972 zwischen den Regierungs- 
chefs von Bund und Ländern getroffenen Verein- 
barung über die Neufestsetzung des Beteiligungsver- 
hältnisses an der Umsatzsteuer sowie über die Ge- 
währung von Ergänzungszuweisungen an die finanz- 
schwachen Länder. 

1. Die Umsatzsteuer ist durch die Finanzreform des 
Jahres 1969 in den Steuerverbund von Bund und 
Ländern einbezogen worden, nachdem sie vorher 
eine reine Bundessteuer darstellte. Die erst- 
malige Festsetzung des Beteiligungsverhältnisses 
von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer er- 
folgte im Verhältnis 70:30 für die Jahre 1970 


und 1971. Am 28. Januar 1972 einigten sich die 
Regierungschefs von Bund und Ländern, die Um- 
satzsteuer in den Jahren 1972 und 1973 im Ver- 
hältnis 65 : 35 zwischen Bund und Ländern aufzu- 
teilen. Von diesem Aufteilungsverhältnis geht 
der von der Bundesregierung vorgelegte Gesetz- 
entwurf aus. 

Der Finanzausschuß stimmt der vorgesehenen 
Aufteilung der Umsatzsteuer zwischen Bund und 
Ländern zu. 


2. In der Vereinbarung der Regierungschefs von 
Bund und Ländern vom 28. Januar 1972 wurde 
vorgesehen, daß der Bund den finanzschwachen 
Ländern Ergänzungszuweisungen in Höhe von 
550 Millionen DM für 1972 und für 1973 gewährt. 

Der Bundesrat hat angeregt, den im Regierungs- 
entwurf vorgesehenen Aufteilungsschlüssel zu 
ändern und die vorgesehenen Ergänzungszuwei- 
sungen wie folgt zu verteilen: 


Bayern 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Schleswig-Holstein 


120 000 000 DM 
203 000 000 DM 
113 000 000 DM 
32 000 000 DM 
82 000 000 DM. 


Der Finanzausschuß schlägt vor, die Anregung 
des Bundesrates aufzugreifen und in Artikel 1 
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Nr. 2 der Regierungsvorlage den § 11 a Abs. 1 ent- 
sprechend den Vorschlägen des Bundesrates zu 
ändern; er empfiehlt, dem Gesetzentwurf mit die- 
ser Maßgabe zuzustimmen. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Porzner 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W3295 — mit der 
Maßgabe, in Artikel 1 Nr. 2 § 11 a Abs. 1 wie folgt 
zu fassen: 


„(1) Der Bund gewährt den nachstehenden 
ausgleichsberechtigten Ländern in den Aus- 
gleichsjahren 1972 und 1973 folgende Ergän- 
zungszuweisungen : 


Bayern 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Schleswig-Holstein 


120 000 000 DM, 
203 000 000 DM, 
113 000 000 DM, 
32 000 000 DM, 
82 000 000 DM.“, 


im übrigen unverändert nach der Vorlage anzuneh- 
men. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Porzner 

Berichterstatter 



